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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 8513.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Juli 1877., betreffend die Kirchengemeinde - und 
Synodalordnung für die evangeliſchen Gemeinden im Amtsbezirke des Kon- 


ſiſtoriums zu Wiesbaden. 


Auf Ihren Bericht vom 30, v. Mts. habe Ich nach Vernehmung des Gut⸗ 
achtens der in Folge Meines Erlaſſes vom 8. November 1875. zuſammengetre⸗ 
tenen außerordentlichen Bezirksſynode für die evangeliſchen Gemeinden im Amts⸗ 
bezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden beſchloſſen, der als Anlage beifolgenden 
7 Kirchengemeinde und Synodalordnung für die evangeliſchen Gemeinden des 
gedachten Bezirks kraft der Mir als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments 
zuſtehenden Befugniſſe Meine Sanktion zu ertheilen und verkünde dieſelbe als 
kirchliche Ordnung. Ich erflehe den Segen des barmherzigen Gottes, daß er 
dieſe Ordnung zum Heile der durch ſie verbundenen Gemeinden wirken laſſe, 
daß in ihr und durch ſie chriſtlicher Sinn und Wandel belebt, die Treue im 
Glauben der Kirche geſtärkt, die Gemeinſchaft der Liebe, die Ehre Gottes und 
das Heil der Seelen gefördert werde. Mit der Ausführung dieſer Kirchen⸗ 
gemeinde- und Synodalordnung iſt, ſoweit dieſelbe nicht zu ihrer Regelung 
vorher noch einer 1 Landesvertretung bedarf, unverzüglich vorzu⸗ 
gehen und beauftrage Ich Sie, unter Benehmung mit dem Konſiſtorium zu 
Wiesbaden das Weitere zu veranlaſſen. g 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Bad Ems, den 4. Juli 1877. 
Wilhelm. 


Falk. 
An den Miniſter der geiſtlichen sc. Angelegenheiten. 


Jahrgang 1877. (Nr. 8513) 30 Kir⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1877. 


Se 


Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
für die 
evangeliſchen Gemeinden im Amtsbezirke des Konſiſtoriums 
zu Wiesbaden. 


Erſter Abſchnitt. 
Kirchengemeinden und deren Organe. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


. 1. 


Die nachſtehende Kirchengemeinde» und . Anwendung 
auf ſämmtliche, zum Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden gehörige 
Gemeinden, nämlich auf die evangeliſch-chriſtlichen Kirchengemeinden des vor⸗ 
maligen Herzogthums Naſſau, ſowie auf die evangeliſchen (die lutheriſche, die 
reformirte und die durch gegenſeitige Uebereinkunft unirte 9 in ſich 
begreifenden) Kirchengemeinden der Dekanate Biedenkopf und Gladenbach und 
die lutheriſchen und reformirten Kirchengemeinden des Dekanats Homburg. 

Der Bekenntnißſtand und die Union in den Gemeinden werden durch 
dieſes Verfaſſungsgeſetz nicht geändert. 

In Bezug auf Lehre und Bekenntnißſtand der evangeliſch⸗chriſtlichen 
Kirchengemeinden Naſſaus beſtehen das Naſſauiſche Edikt vom 11. Auguſt 1817., 
betreffend die Vereinigung der evangeliſch-lutheriſchen und evangeliſch⸗reformirten 
Kirche, und die mit demſelben veröffentlichten Beilagen, ferner das Naſſauiſche 
Edikt vom 8. April 1818., betreffend die Feſtſetzung der äußeren Verhältniſſe 
der N Kirche in dem Herzogthum Naſſau, vor wie nach, 


zu Re 
§. 2. 


Der Wohnſitz in dem Kirchſpiele begründet für jeden Glaubensgenoſſen 
die Gemeindeangehörigkeit mit allen Rechten und Pflichten nach Maßgabe dieſer 
Kirchenordnung. 

Auf die Herten welche nach der Militär⸗Kirchenordnung vom 12. Februar 
1832. zur Militärgemeinde gehören, findet dieſe Kirchengemeindeordnung keine 
Anwendung. 

$. 3. 


Die ee ee verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Grenzen ſelbſtſtändig. 

Organe dieſer Selbſtverwaltung ſind die Kirchenvorſtände und Gemeinde⸗ 
vertretungen. 8 4 


f 
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In jeder Kirchengemeinde wird ein Kirchenvorſtand und eine Gemeinde: 
vertretung gemäß der nachfolgenden Ordnung gebildet. 

Sind mehrere Gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramte ver⸗ 
bunden, fo treten für gemeinfchaftliche Angelegenheiten die Kirchenvorſtände und 
Gemeindevertretungen der einzelnen Kirchengemeinden zu einer gemeinſamen 
berathenden und beſchließenden Körperſchaft zuſammen. 


II. Kirchenvorſtand. 
1. Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 
b. 5. 


Der Kirchenvorſtand beſteht: a 
1) aus dem Pfarrer der Gemeinde oder deſſen Stellvertreter im Pfarramt, 


2) aus gewählten Kirchenvorſtehern. 
§. 6. 
Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeſtellt, ſo gehören ſie ſämmtlich 


dem Kirchenvorſtande an. a 
Ordinirte Hülfsgeiſtliche einer Gemeinde haben das Recht, den Sitzungen 
des Kirchenvorſtandes mit berathender Stimme beizuwohnen. f 


RER 
Die Zahl der Kirchenvorſteher richtet ſich nach der Größe und den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen der Kirchengemeinde. Sie wird, gleichwie ihre etwaige 
Vertheilung auf die einzelnen Ortſchaften, nach Vernehmung der Gemeinde— 
vertretung durch die Kreisſynode beſtimmt. Es ſollen nicht unter vier und 
nicht über ſechszehn Kirchenvorſteher vorhanden ſein. 


§. 8. 
Die Kirchenvorſteher ſind im Hauptgottesdienſte vor der Gemeinde ein⸗ 
zuführen und durch Abnahme des nachfolgenden Gelübdes zu verpflichten: 
„Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde des Euch befohlenen 
Dienſtes ſorgfältig und treu, dem Worte Gottes wie den Ordnungen 
der Kirche und dieſer Gemeinde gemäß zu warten und gewiſſenhaft 
darauf zu achten, daß Alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde 
zugehe zu deren Beſſerung?“ N 
Erſt mit Ablegung dieſes Gelübdes iſt der Kirchenvorſteher als in das 
Amt eingetreten zu erachten. 


2. Sitzungen und Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes. 
$. 9. 
Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt der Pfarrer, unter mehreren 
Pfarrern der erſte, bei gleicher Berechtigung der nach den Lebensjahren älteſte. 
(Nr, 8513) 30* Bei 
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Bei Erledigung des Pfarramts und bei Verhinderung der Pfarrer geht 
der Vorſitz auf einen dazu vom Kirchenvorſtande aus feiner Mitte alle drei 
Jahre beim Eintritt der neuen Kirchenvorſteher zu erwählenden Stellvertreter 
über, doch kann der Vorſitz auf Antrag des Kirchenvorſtandes einem benach⸗ 
barten Geiſtlichen von dem Dekan übertragen werden. 


. 10. 


Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich zu ordentlicher Sitzung in der Regel 
monatlich einmal an dem ein für alle Mal von ihm feſtgeſetzten Tage; zu außer⸗ 
ordentlicher Sitzung, fo oft ihn der Vorſitzende durch ſchriftliche oder ortsübliche 
Einladung beruft. Die außerordentliche Berufung muß erfolgen, wenn mindeſtens 
die Hälfte der Kirchenvorſteher unter Angabe des Zweckes dieſelbe beantragt. 
Für jede Sitzung iſt die Tagesordnung den Mitgliedern vorher mitzutheilen. 


K. 11. 


Die Sitzungen des Kirchenvorſtandes ſind nicht öffentlich und werden in 
der Regel mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

Jedes Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt verpflichtet, über alle die Seel- 
ſorge und die Kirchenzucht betreffenden Angelegenheiten, ſowie über die ſonſt 
vertraulich bezeichneten Gegenſtände Verſchwiegenheit zu beobachten. 


$. 12. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und ift für die Aufrechthaltung 
der Ordnung verantwortlich. i 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes ift erforderlich, daß mehr als die Hälfte 
der Mitglieder an der Abſtimmung Theil genommen hat. Die at werden 
1 0 timmenmehrheit der Anweſenden 0 Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen das Loos. Mit lieder, welche 
an dem Gegenſtande der Beſchlußnahme perſönlich betheiligt find, 47 ſich der 
eh zu enthalten und dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch des Kirchen⸗ 
vorſtandes bei der Verhandlung anweſend ſein. 

Ueber die gefaßten Beſchlüſſe wird ein Protokoll geführt, welches in das 
Protokollbuch eingetragen, vorgeleſen und von dem Vorſitzenden, ſowie mindeſtens 
einem Kirchenvorſteher unterſchrieben wird. 

Dritten gegenüber werden Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes durch Aus⸗ 
züge aus dem Protokollbuch bekundet, welche von dem Vorſitzenden beglaubigt 
werden. Ausfertigungen ergehen unter der Unterſchrift des Vorſitzenden. 


3. Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes. 


6.13. 


Der Kirchenvorſtand hat die Kirchengemeinde in ihren inneren und äußeren 
Angelegenheiten zu vertreten. Die Kirchenvorſteher haben den Pfarrer in ſeiner 
pfarramtlichen Thätigkeit zu unterſtützen. 1 

$. ’ 
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$. 14. 

Der Pfarrer iſt in feinen geiftlichen Amtsthätigkeiten, der Lehre, Seelforge 
Verwaltung der Sakramente 1115 in ſeinen beigen Minſſterialhandlungen 
vom Kirchenvorſtande unabhängig, ſoweit er nicht durch die Beſtimmungen des 
Kirchengeſetzes beſchränkt wird. Namentlich darf er ein Gemeindeglied von 
er Theilnahme an einer von ihm zu vollziehenden Amtshandlung nur dann 
zurückweiſen, wenn das Kirchengeſetz dies ausdrücklich geſtattet und der Kirchen⸗ 
vorſtand zugeſtimmt hat. Dem Jurückgewieſenen bleibt die Berufung an die 
Kreisſynode offen. 

Erklärt ſich der Kirchenvorſtand gegen die Zurückweiſung, ſo wird dieſer 
Beſchluß zwar ſofort wirkſam, aber der Geiſtliche iſt befugt, wenn er ſich bei 
demſelben nicht beruhigen will, die Sache zur Entſcheidung an die Kreisſynode 
zu bringen. 

$. 15. 


Der Kirchenvorſtand iſt verpflichtet: 

1) zur Förderung chriſtlicher Geſinnung und Sitte und zur Handhabung 
der kirchlichen Ordnung in der emeinde maps der geſetzlichen 
Grenzen. Er hat für Erhaltung der äußeren gottesdienſtlichen Ordnung 
zu forgen und die Heilighaltung der Sonn- und Feiertage zu befördern. 

Seine Zuſtimmung iſt erforderlich, wenn die Abänderung der 
üblichen Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes oder der in der Gemeinde 
beſehenden lokalen liturgiſchen Einrichtungen verfügt werden ſoll. 

Der Kirchenvorſtand entſcheidet über Einräumung des Kirchen⸗ 
gebäudes zu einzelnen nicht zu den Gemeindegottesdienſten gehörigen 
Handlungen, vorausgeſetzt, daß dieſelben der Beſtimmung des Kirchen⸗ 
gebäudes nicht unn RA 


$. 16. 
2) Der Kirchenvorſtand iſt berechtigt und verpflichtet, bezüglich der Amts⸗ 
. und des Wandels des Geiſtlichen oder eines anderen ſeiner 
Mitglieder Wünſche und Beſchwerden in ſeinen Sitzungen zur Sprache 
u bringen. Jedoch ſteht ihm gr Zweck weiterer Verfolgung nur zu, 
der vorgeſetzten Kirchenbehörde Anzeige zu machen. 
817 
3) Der Kirchenvorſtand hat die religiöſe Erziehung der Jugend zu be⸗ 
achten und die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule 
zu vertreten. Eine unmittelbare Einwirkung auf die Schule ka ihm 
nicht zu. Mißſtände in der religiöſen Unterweiſung der Jugend oder 
in ſittlicher Beziehung ſind von ihm bei den Organen der Schul⸗ 
verwaltung zur Anzeige zu bringen. f 
Bezüglich des Katechismus⸗Unterrichts für die erwachſene Jugend 
haben die Kirchenvorſteher die Pflicht, den Geiſtlichen in der Aufrecht⸗ 
haltung der beſtehenden Ordnung zu unterſtützen. 
(Nr, 8513.) $. 18. 
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d $. 18. 

4) Dem . liegt die Leitung der kirchlichen Armen⸗ und 
Krankenpflege ob. Er kann ſich hierbei Helfer aus der Gemeinde, 
inſonderheit aus der Gemeindevertretung, beiordnen und ſucht ſich mit 
den bürgerlichen Armenbehörden und Inſtitutsverwaltungen, ſowie mit 
etwa beſtehenden freien Vereinen in Einvernehmen zu ſetzen. 


§. 19. 

5) Der Kirchenvorſtand führt das Verzeichniß der Gemeindeglieder (Ma⸗ 
trikel), bewirkt die Aufſtellung der erforderlichen Kirchenſteuerhebeliſten, 
ſtellt die Liſte der wahlberechtigten Gemeindeglieder auf, bereitet die 
Wahlen der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter vor, leitet dieſe 
Wahlen, beruft die Gemeindevertretung und führt die Beſchlüſſe der- 
ſelben aus. 0 

$. 20. 


6) Der Kirchenvorſtand beſchließt über die beantragte Aufnahme folder 
Perſonen in die Gemeinde, welche ſich an dem Orte der Gemeinde 
aufhalten, aber wegen Mangels des Wohnſitzes die Gemeindeangehörig⸗ 
keit nicht erworben haben. 

F. 21. | 

7) Der Kirchenvorſtand hat von eintretender Erledigung des Pfarramtes 
Anzeige zu machen und die desfalls ergehenden einſtweiligen Anord⸗ 
nungen in Ausführung zu bringen, auch das den Kirchengemeinden 
beigelegte Wahlrecht nach den $$. 48. ff. auszuüben. 


$. 22. 

8) Dem Kirchenvorſtande kommt, ſoweit wohlerworbene Rechte Dritter 
nicht entgegenſtehen, die Ernennung der niederen Kirchendiener zu. Er 
beaufſichtigt ihre Dienſtführung und übt das Recht der Entlaſſung bei 
kündbaren u sr aus. Wegen Entlaffung im Disziplinarwege, 
ſowie wegen Verleihung und Entziehung der mit Schulſtellen ver⸗ 
bundenen niederen Kirchenbedienungen bewendet es bei den beſtehenden 
Vorſchriften. 8. 23 


9) Der Kirchenvorſtand ſoll in der Gemeinde die Erweckung einer leben⸗ 
digen Theilnahme an ihren Aufgaben und Intereſſen ſich angelegen 
ſein laſſen und zu dieſem Behufe namentlich die Wünſche und Anliegen 
einzelner Gemeindeglieder willig entgegennehmen und fleißig erwägen. 
Er hat über alle zur Veröffentlichung ſich eignenden wichtigen Vor⸗ 
gänge ſeiner Verwaltung der Gemeinde Mittheilung zu machen. 


8.24. 


10) Der Kirchenvorſtand vertritt die Gemeinde in vermögensrechtlicher Be⸗ 
ziehung, in ſtreitigen, wie in nicht ſtreitigen Rechts ſachen und ve 
a 


Een 
das Kirchenvermögen, einſchließlich des Vermögens der kirchlichen Lokal⸗ 


ſtiftungen, welche nicht ſtiftungsmäßig eigene Organe haben, ſowie des 
r gen ; foweit das Recht 1 Inhaber nicht entgegen 
eht. 
i $. 25. 

11) Der Kirchenvorſtand iſt das Organ der Gemeinde gegenüber den 
Kirchenbehörden und den Synoden. Er hat das Intereſſe der Ge 
meinde ſowohl durch Erledigung von Vorlagen der Kirchenregierung, 
insbeſondere bei Parochialveränderungen, als auch geeignetenfalls durch 
Einbringung von Anträgen wahrzunehmen. 


9. 26. 


Zu jeder die Gemeinde verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des 
Kirchenvorſtandes bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder feines Stell⸗ 
vertreters und zweier Kirchenvorſteher, ſowie der Beidrüdung des Kirchenſiegels. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung des Kirchenvor⸗ 
ſtandsbeſchluſſes feſtgeſtellt, fo daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforder⸗ 
niſſe deſſelben, insbeſondere auch der erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, 
wo eine ſolche nothwendig iſt, nicht bedarf. 


$. 27. 


Für die Verwaltung der Kirchenkaſſe und der damit verbundenen Pfarr⸗ 
und ſonſtigen Lokalfonds hat der Kirchenvorſtand unter Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
vertretung einen Kirchenrechner zu beitellen, welchem hierfür eine angemeſſene 
Vergütung aus der Kirchenkaſſe zu bewilligen iſt. Ein Mitglied des Kirchen— 
vorſtandes kann dazu nicht ernannt werden. 

$. 28. 


Der Kirchenrechner hat folgende Obliegenheiten: 

a) er erhebt die Einnahmen der Kirchenkaſſe und leiſtet die Ausgaben 
aus derſelben auf Grund des Etats oder beſonderer ſchriftlicher An- 
weiſung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes 

b) er legt dem Kirchenvorſtande jährlich Rechnung und hat ſich den von 
dieſem angeordneten jährlich mindeſtens einmal vorzunehmenden Kaſſen⸗ 
reviſionen zu unterwerfen. 

Im Uebrigen ſind für die Geſchäftsführung des Kirchenrechners bis auf 
Weiteres die in den einzelnen Gemeinden geltenden und die im Anſchluß daran 
von den Kirchenvorſtänden zu treffenden Beſtimmungen maßgebend. e 
dere bewendet es auch bei den bisherigen Beſtimmungen über die Kautions⸗ 
leiſtung des Kirchenrechners. 8. 20 


An den geſekuchen Verwaltungsnormen, ſowie an den den Staatsbehörden 
oder vorgeſetzten Kirchenbehörden zuſtehenden Rechten der Aufſicht und Ein⸗ 
willigung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung wird durch den Ueber⸗ 
gang der letzteren auf den Kirchenvorſtand nichts geändert. 1 

. Ges 
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III. Gemeindevertretung. 
1. Umfang der Gemeindevertretung. 


$. 30. 


In jeder Kirchengemeinde, welche 300 oder mehr Seelen zählt, iſt außer 
dem Kirchenvorſtande eine größere Vertretung zu bilden. 

In Gemeinden unter 300 Seelen werden die Rechte der Gemeindevertre⸗ 
tung von allen ſtimmfähigen Gemeindeangehörigen ausgeübt. 

In Gemeinden von 300 bis einſchließlich 500 Seelen werden 16 Ver— 
treter, von 500 bis einſchließlich 1000 Seelen werden 20 Vertreter, von 1000 
bis einſchließlich 2000 Seelen 24 Vertreter, von 2000 bis einſchließlich 
5000 Seelen 40 Vertreter, in Gemeinden von mehr als 5000 Seelen 60 Ver⸗ 
treter gewählt. 

Sind mehrere Kirchengemeinden unter einem gemeinſamen Pfarramt ver⸗ 
bunden und beträgt die Geſammtſeelenzahl 300 und darüber, ſo iſt für die im 
8 4. Abſatz 2. vorgeſehenen Fälle in jeder Gemeinde ohne Rückſicht auf deren 

ahl eine Gemeindevertretung zu bilden. 

Die Zahl der Gemeindevertreter in Gemeinden unter 300 Seelen ſoll in 
1 0 Falle das Dreifache der Zahl der Kirchenvorſteher, jedoch nicht über 16 

etragen. 

905 die für Bildung der Vertretung entſcheidende Seelenzahl in einer Ge- 
nel dauernd vorhanden ift, wird durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes feſt— 
geſtellt. 

2. Verſammlungen und Beſchlüſſe der Gemeindevertretung. 


$. 31. 


Die Gemeindevertretung verhandelt und beſchließt in Gemeinſchaft mit 
dem Kirchenvorſtande über die von dem letzteren zur Berathung vorgelegten 
Gegenſtände. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt zugleich Vorſitzender 
der zu einem Kollegium vereinigten Verſammlung. Er beruft die Gemeinde- 
vertretung mit Angabe der Tagesordnung. ö 

Die Einladung muß wenigſtens an dem Tage vorher in der von dem 
Kirchenvorſtande vorgeſchriebenen Form, ſie kann aber auch durch Verkündigung 
bei dem öffentlichen Gottesdienſte am vorhergehenden Sonntage erfolgen. 


$. 32. 

Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit der abſoluten Mehrheit des aus 
den Mitgliedern des Kirchenvorſtandes und der größeren Gemeindevertretung 
beſtehenden Kollegiums erforderlich. Die Entſcheidung erfolgt nach Stimmen- 
mehrheit der Anweſenden. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden, und im Falle einer Wahl das Loos. A auf die erſte ord⸗ 
nungsmäßige Einladung die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mehrheit nicht 
erſchienen, ſo iſt eine zweite Verſammlung zu veranſtalten, in welcher die Er⸗ 
ſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl zu beſchließen befugt ſind. Mitglieder, 
welche am Gegenſtande der Berathung perſönlich betheiligt ſind, haben ſich ar 
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Abſtimmung zu enthalten und dürfen nur auf ausdrücklichen Wunſch des Kol. 
legiums bei der Verhandlung 5 egen fein. Ueber die Verhandlungen des Kol- 
legiums wird ein in das Protokollbuch einzutragendes Protokoll geführt, welches 
vorzuleſen und von dem Vorſitzenden, dem erwählten Protokollführer, ſowie 
zwei weiteren von der Verſammlung zu beſtimmenden Theilnehmern derſelben 
zu unterſchreiben iſt. | 

Dem Kollegium iſt geftattet, erforderlichenfalls einen ſtändigen Protokoll⸗ 


führer gegen entſprechende Vergütung aus der Kirchenkaſſe zu ernennen. 
Das Kollegium kann die Oeffentlichkeit der Sitzung beſchließen. 


3. Wirkungskreis der Gemeindevertretung. 


$. 33. 

Die beſchließende Mitwirkung der Gemeindevertretung muß eintreten: 

1) bei dem Erwerb, der Veräußerung und der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung deſſelben auf 
länger als zwölf Jahre / 

2) bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 
ſelbſt angreift, ſowie bei sr rs und Einziehung von Kapttalien, 
fofern fie nicht zur zinslichen Wiederbelegung erfolgt); 

3) bei allen Anleihen, welche zur Beſtreitung kirchlicher Ausgaben ge- 
macht werden; i 

4) bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung 
fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausſtehender 
Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen, und bei 
Abſchließung von Vergleichen; 

5) bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen von Baulichkeiten, ſofern 
nicht über die Nothwendigkeit der Bauausführung bereits durch die 
uſtändigen Behörden entſchieden iſt. Für erheblich gelten Repara⸗ 
Aale, deren Geſammt⸗Koſtenanſchlag für das Jahr 200 Mark über⸗ 
fteigt. Im Falle des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung die 
Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vornahme höher veranſchlagter 
Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark und nicht 
über die Dauer von drei Jahren hinaus, erweitern; 

6) bei der Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen 
Geldmittel und Leiſtungen, insbeſondere bei Feſtſetzung des Betrages 
der hi erhebenden Kirchenſteuer, welche überall nach Maßgabe der 
direkten Staatsſteuern zu erheben ift; 

7) bei Veränderungen beſtehender und Einführung neuer Gebührentaxen; 

8) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stellen 
für den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden oder vorüber⸗ 
en Verbeſſerung des Einkommens beſtehender Stellen, bei dauern- 

er Verminderung ſolcher auf der Kirchenkaſſe haftender Leiſtungen; bei 
Verwandlung veränderlicher Einnahmen der Ben Beamten in 


Jahrgang 1877. (Nr. 8513.) 3 feſte 


EA e 
— 190 — 


feſte Hebungen oder bei Umwandlung von Naturaleinkünften in Geld⸗ 
rente, letzteres, ſoweit nicht die Umwandlung in dem durch die Staats- 
geſetze geordneten Ablöſungsverfahren erfolgt; 

9) bei Feſtſtellung des Etats und der Voranſchlagsperiode der Kirchen⸗ 
kaſſe, ſowie bei Abnahme der Rechnung und Ertheilung der Entlaftung; 
der Etat iſt vor der Feſtſtellung, die Jahresrechnung vor der Ent⸗ 
laſtung während einer Woche zur Einſicht der Gemeindeglieder öffentlich 
auszulegen; 

10) bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden 
oder zur Unterſtützung chriſtlicher Vereine und Anſtalten, ſofern der 
Betrag der Einzelbewilligung zwanzig Mark überfteigt; 

11) bei Errichtung von Gemeindeſtatuten; 

12) bei Ausübung der den Kirchengemeinden zuſtehenden Pfarrwahlrechte; 


13) bei Beſtellung des Kirchenrechners. 


$. 34. 


Der Kirchenvorſtand ift befugt, zu Beſchlüſſen auch über andere Gemeinde» 
angelegenheiten die Zuſtimmung der Gemeindevertretung einzuholen. 

In dieſem Falle dürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes nicht eher 
vollzogen werden, als bis die Zuſtimmung ertheilt iſt. 

Jedes Mitglied der Gemeindevertretung iſt befugt, in deren Sitzungen 
nach Erledigung der Tagesordnung Anfragen an den Kirchenvorſtand ge richten 
und ſelbſtſtändige Anträge in Gemeindeangelegenheiten zu ſtellen. Der Vorſitzende 
hat die Verhandlungen über ſolche Anträge ſo lange zu vertagen, bis über die 
Zuläſſigkeit derſelben von dem Kirchenvorſtande befunden worden iſt. Wird von 
dieſem die Zulaſſung der Verhandlung in gemeinſchaftlicher Sitzung nicht zu- 
geſtanden, fo ſteht auf desfallſig erhobene Berufung die Entſcheidung dem Kreis- 
ſynodalvorſtande zu. 

Die Beſtimmungen in dieſem und in den $$. 31 — 33. gelten auch für 
Kirchengemeinden unter 300 Seelen. 


IV. Bildung der Gemeindeorgane. 


$. 35. 


Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes und der Gemeindevertretung werden 
von den wahlberechtigten Gemeindegliedern gewählt. 
Wahlberechtigt ſind alle männlichen ſelbſtſtändigen über 24 Jahre alten 
Mitglieder der Gemeinde, welche mindeſtens ein Jahr in der Gemeinde wohnen. 
Selbſtſtändig ſind diejenigen, welche einen eigenen Hausſtand haben oder 
ein öffentliches Amt bekleiden oder ein eigenes Geſchäft, oder als Mitglied einer 
Familie deren Geſchäft führen. 
Als ſelbſtſtändig find nicht anzunehmen Diejenigen, welche unter Vormund⸗ 
ſchaft oder Pflegſchaft ſtehen. 55 
u 5 
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Ausgeſchloſſen von Ausübung des Wahlrechts ſind Diejenigen, 

1) welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden, 

2) welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines ſolchen Vergehens, 
das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen kann, 
in Unterſuchung ſich befinden, 

3) welche im Konkurſe ſich befinden, 

4) welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rück 
ſtande ſind, 

5) welche durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebens— 
wandel ein öffentliches, durch nachhaltige Beſſerung noch nicht ge- 
ſühntes Aergerniß gegeben haben, 


6) welche wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
Kar; Kirchengeſetes des Wahlrechts verluſtig erklärt worden ſind. f 


$. 36. 


Wählbar in die Gemeindevertretung ſind alle Wahlberechtigten, in den 
Kirchenvorſtand diejenigen Wahlberechtigten, welche das dreißigſte Lebensjahr 
vollendet haben. Die Wähler haben bei der Wahl der Gemeindevertreter und 
ganz beſonders bei derjenigen der Kirchenvorſteher ihr Augenmerk auf Männer 
von gutem Rufe, bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher Einſicht und Er- 
fahrung zu richten. 1 5 


Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl für die Gemeindeorgane an und 
legt die von ihm aufgeſtellte Lifte der Wahlberechtigten in einem Jedermann zu⸗ 
gänglichen Orte zwei Wochen lang öffentlich aus. ; 

Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienſte bekannt zu machen, 
mit dem Beifügen, daß nach Verlauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die 
Liſte nicht mehr angebracht werden können. Nach dem Ermeſſen des Kirchen⸗ 
vorſtandes kann die Bekanntmachung auch noch auf anderem, den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen entſprechenden Wege erfolgen. N 

Die eingehenden Einſprüche hat der Kirchenvorſtand zu prüfen und die 
Liſte zu berichtigen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid ſteht dem dadurch von 
der Wahl Ausgeſchloſſenen binnen zwei Wochen die Berufung an den Vorſtand 
der Kreisſynode zu. 5 bare i 

Durch Einlegung der Berufung wird die anſtehende Wahl nicht aufgehalten. 
Zwiſchen dem Ende der Einſpruchsfriſt und dem Tage der Wahl müſſen min⸗ 
deſtens zwei Wochen in der Mitte liegen. 

$. 38. 

Die Einladung der Gemeindeglieder zur Wahl hat unter Angabe der Zeit 
und des Ortes der Wahl, ſowie der Zahl der zu wählenden Perſonen in zwei 
aufeinander folgenden Hauptgottesdienſten zu geſchehen. Anderweite, den örtlichen 
Verhältniſſen entſprechende Bekanntmachungen anzuordnen, bleibt dem Kirchen⸗ 


vorſtande überlaſſen. 
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e FN 
— 192 — 


$. 39. 


Die Wahl wird vom Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes geleitet, welchem 
die übrigen Mitglieder des Kirchenvorſtandes und erforderlichenfalls einige von 
dieſem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorſtand zur Seite ſtehen. Wo 
die örtlichen Verhältniſſe es zweckmäßig erſcheinen laſſen, kann auf Beſchluß des 
Kirchenvorſtandes und mit Genehmigung des Vorſtandes der Kreisſynode eine 
Vertheilung der zu wählenden Vertreter auf einzelne Abtheilungen der Gemeinde 
oder die einzelnen Ortſchaften erfolgen. Nur die perſönlich e Wähler 
ſind ſtimmberechtigt. Die Abſtimmung erfolgt mittels gedruckter oder geſchrie⸗ 
bener Stimmzettel. Vom Kirchenvorſtande kann mündliche Abſtimmung zu 
Protokoll angeordnet werden, wenn kein Wähler Widerſpruch erhebt. 

Gewählt ſind Diejenigen, auf welche die meiſten von den abgegebenen 
Wahlſtimmen gefallen find. Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll auf- 
genommen. Daſſelbe wird nach erfolgter Verleſung vom Vorſitzenden und zwei 
Mitgliedern des Kirchenvorſtandes unterzeichnet. 


F. 40. 

Unmittelbar nach der Wahl hat der Kirchenvorſtand zu prüfen, ob das 
Wahlverfahren in formell gültiger Weiſe ſtattgefunden hat. Ergiebt dieſe Prü⸗ 
fung Anſtände, welche die Gültigkeit des geſammten Wahlverfahrens oder einzelner 
Theile deſſelben in Frage ſtellen, ſo hat der Kirchenvorſtand das zur Erledigung 
Erforderliche, nöthigenfalls eine Neuwahl anzuordnen. Iſt das Wahlverfahren 
in formeller Hinſicht ohne Mängel oder ſind die vorgefundenen Anſtände beſeitigt, 
ſo werden die Namen der gewählten Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter an 
zwei auf einander folgenden Sonntagen der Gemeinde verkündigt. 

Einſprüche gegen die Wahl können bis zu der zweiten Verkündung von 
jedem e Gemeindegliede erhoben werden. Ueber dieſelben entſcheidet 
der Kirchenvorſtand und, auf eingelegte Berufung, für welche von Zuſtellung 
der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der Vorſtand 
der Kreisſynode. 9 11 


Die Gewählten können das Amt eines Kirchenvorſtehers oder eines Ge— 
meindevertreters nur ablehnen oder niederlegen: 

1) wenn ſie das ſechszigſte Lebensjahr vollendet, oder 

2) ſchon ſechs Jahre das Amt bekleidet haben, oder 

3) wenn andere erhebliche Entſchuldigungsgründe vorliegen, 3 B. Kränk⸗ 

lichkeit, häufige Abweſenheit oder Dienſtverhältniſſe, welche mit dem 
Amte unvereinbar ſind. 

Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit der vorgebrachten Gründe 
entſcheidet der Kirchenvorſtand und auf eingelegte Berufung, für welche von 
Zuſtellung der Entſcheidung an eine Ausſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, der 
Vorſtand der Kreisſynode endgültig. 

Wer ohne ſolchen Grund die Uebernahme oder Fortführung des Amtes 
verweigert, verliert das Wahlrecht und die Wählbarkeit für kirchliche =. 

au 
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auf die nächſten drei Jahre. Wahlrecht und Wählbarkeit können ihm auf ſein 
Geſuch von dem Kirchenvorſtande wieder beigelegt werden. ' 


. 42. 


Iſt für die Kirchenvorſtandswahl zweimal vergeblich Termin gehalten, 
weil Wahlberechtigte nicht erſchienen ſind, oder die Erſchienenen die e 
der Wahl verweigert haben, oder weil die Wahl auf geſetzlich nicht wählbare 
Perſonen gefallen iſt, oder weil die Gewählten die auf ſie gefallene Wahl 
ablehnten, fo hat in dieſem Falle der Vorſtand der Kreisſynode die Kirchen⸗ 
vorſteher zu ernennen. a 

Iſt aus denſelben Gründen die Wahl von Gemeindevertretern nicht zu 
Stande gekommen, ſo werden bis dahin die Rechte derſelben durch den Kirchen— 


vorſtand ausgeübt. 
f 8 $. 43. 


Das Amt der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter dauert ſechs Jahre. 
Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die Ausſcheidenden ſind 
wieder wählbar und bleiben jedenfalls bis zum Eintritt ihrer Nachfolger im Amt. 


$. 44. 


Iſt das Amt eines Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindevertreters außer 
der Zeit erledigt, ſo wählt die Gemeindevertretung für die Reſtzeit der Amts— 
dauer des Ausgeſchiedenen einen Erſatzmann. 

Die Entlaſſung eines Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindevertreters 
erfolgt: c 
1 1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft, 

2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. 

Die Entlaſſung erfolgt nach Anhörung des Angeſchuldigten und des Kirchen— 
vorſtandes durch den Vorſtand der Kreisſynode. 

Gegen die Entſcheidung ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen 
nach erfolgter b dich der Entſcheidung die Berufung an das Konſiſtorium 
zu, welches mit Zuziehung des Bezirks ſynodalausſchuſſes endgültig entſcheidet. 

Durch Einlegung der 177 wird die Vollſtreckung der angefochtenen 
Entſcheidung aufgehalten, doch iſt das Konſiſtorium befugt, die vorläufige Suspen⸗ 
ſion des Kirchenvorſtehers oder Gemeindevertreters anzuordnen. 


V. Statutariſche Beſtimmungen. 


$. 46. 


Beſtehen in einer Gemeinde herkömmlich beſondere, die Kirchenordnung 
ergänzende, näher beſtimmende oder modifizivende Einrichtungen, deren Anerken- 
nung ſie wünſcht, oder ergiebt ſich das Bedürfniß, neue derartige Einrichtungen 
zu treffen, fo können ſolche zu einer ſtatutariſchen Beſtimmung, geeignetenfalls 
zu einem förmlichen Gemeindeſtatut zuſammengefaßt werden. Zur Feſtſetzung 
ſolcher ſtatutariſcher Ordnungen bedarf es außer der Zuſtimmung der Gemeinde— 
vertretung und der Begutachtung durch die Kreisſynode einer Anerkennung der 

(Nr. 8513.) Be⸗ 
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Bezirksſynode dahin, daß die ſtatutariſche Beſtimmung weſentlichen Vorſchriften 
der Kirchengemeindeordnung nicht zuwider jet, ſowie der ſchließlichen Beſtäti⸗ 
gung des Konſiſtoriums. 

$. 47. 


Das in den beſtehenden Geſetzen begründete Recht, ſowohl der Staats⸗ 
behörden, als der vorgeſetzten Kirchenbehörden, die Gemeinden und ihre Organe 
zu einer pflichtmäßigen Thätigkeit anzuhalten, zu dieſem Behufe ihnen Weiſungen 
zu ertheilen und erforderlichenfalls die geſetzlich ſtatthaften Zwangsmittel anzu⸗ 
wenden, erfährt durch dieſe Ordnung keine Veränderung. 


VI. Beſetzung der Pfarrämter. 


$. 48. 

Die Beſetzung derjenigen fundirten Pfarrſtellen, welche bisher der freien 
kirchenregimentlichen Verleihung unterlegen haben, hat fortan in einem Falle 
durch Wahl der Kirchengemeinde unter Beſtätigung der Kirchenbehörde, im an⸗ 
deren Falle durch Berufung der Kirchenbehörde zu geſchehen. 

Die Wahl erfolgt durch die vereinigten Gemeindeorgane ($. 31.). 


. 49. 


Die Pfarrwahlen finden unter Leitung des Dekans oder eines von dem 
Konſiſtorium beſonders ernannten Kommiſſarius ſtatt. Die Einladung der Mit⸗ 
glieder des Kirchenvorſtandes und der Gemeindevertretung muß mindeſtens zwei 
Wochen vor dem Wahlakte ſchriftlich geſchehen. 

Die Wahl erfolgt mittels ſchriftlicher Stimmzettel durch abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit. Wird bei der erſten Wahl abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo iſt 
5 3 durch engere Wahl fortzuſetzen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
as Loos. 

Kommt keine Wahl zu Stande, ſo beſetzt das Kirchenregiment die Pfarrei 
auf ein Jahr mit einem Vikarius. Tritt derſelbe Fall nach Ablauf dieſes Jahres 
wieder ein, ſo wird die Stelle vom Kirchenregimente definitiv beſetzt. 


$. 50. 


Das Wahlrecht der Gemeinde tritt in Wirkſamkeit für die vom 1. Jar 
nuar 1878. ab eintretenden Stellenerledigungen. 

Fällt die erſte von dieſem Tage ab durch Tod eintretende Stellenerledigung 
auf einen ungraden Monat, ſo wählt die Gemeinde, wenn auf einen graden 
Monat, ſo beruft die Kirchenbehörde ohne Gemeindewahl. 

Erfolgt die erſte Erledigung vom 1. Januar 1878. ab auf andere Weiſe 
als durch den Tod des Stelleninhabers, ſo wählt die Gemeinde. 

Wird von dem 1. Januar 1878. ab eine neue Stelle beſetzt, ſo beruft die 
Kirchenbehörde ohne Gemeindewahl. 

Jede Beſetzung gilt erſt mit Einführung des Geiſtlichen in das Amt als 
vollendet. 

§. 51. 
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$. 51. 


„Wählbar find alle für die Verwaltung des geiſtlichen Amtes in der evan— 
geliſchen Kirche befähigte Perſonen, welche mindeſtens drei Jahre nach erlangter 
Ordination eine Pfarrſtelle ſelbſtſtändig verwaltet haben, jedoch mit der Ber 
ſchränkung, daß in Pfarrſtellen, deren Jahreseinkommen außer der Nutzung der 
Dienſtwohnung 3600 Mark überſteigt, nur Geiſtliche von mindeſtens zehn Dienſt⸗ 
jahren gewählt werden dürfen. 5 
3 .. Das Dienſtalter iſt vom Zeitpunkt der Ordination ab zu berechnen; jedoch 
iſt diejenige Zeit, während welcher ein Geiſtlicher im öffentlichen Schulamt feſt 
* geweſen iſt, auf das kirchliche Dienſtalter mit in Anrechnung zu 

ringen. 
$. 52. 


Das Ergebniß der Wahl iſt der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden 

ſonntäglichen Hauptgottesdienſten bekannt zu machen. 
Innerhalb zwei Wochen nach der erſten Bekanntmachung kann jedes Ge- 
meindeglied gegen die Geſetzlichkeit der Wahl bei dem Dekan Einſpruch erheben. 
gleichſpruch gegen Lehre, Gaben und Wandel des Gewählten ift innerhalb 
gehn it zuläſſig, wenn derſelbe von wenigſtens zehn Gemeindegliedern ſchrift— 
ich bei dem Dekan eingebracht wird. 
$. 53. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ſind die geſammten Wahlverhandlungen 
mit dem Gutachten des Kreisſynodalvorſtandes über etwa erfolgte Einſprüche 
dem Konſiſtorium zur Beſtätigung der Wahl einzuſenden. Die Beſtätigung der 
Wahl darf nur verſagt werden: ° 

1) wegen Geſetzwidrigkeit des Wahlverfahrens, 

2) wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarkeit des Gewählten, R 

3) wegen geiſtiger und körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt 

zu verwalten. 8 50 


Die Koſten des Wahlverſahrens und des Umzuges des Geiſtlchen fallen 
der Gemeinde zur Laſt. $. 55 


In Betreff der Beſetzung derjenigen Pfarrſtellen, welche nicht der freien 
kirchenregimentlichen Beſetzung unterlegen haben, bleiben die beſtehenden Vor⸗ 


ſchriften in Geltung. 
Zweiter Abſchnitt. 
Kreisſynoden. 
$. 56. 


Für je einen oder mehrere Dekanatsbezirke werden Kreisſynoden gebildet. 
Bis zur endgültigen Bildung der Synodalkreiſe, welche nach Anhörung der 
Bezirksſynode durch den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten erfolgt, ſollen 
die in der Anlage aufgeführten dreizehn Synodalkreiſe beſtehen. 
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Eine Abänderung der hiernach gebildeten Synodalkreiſe kann nur mit 
Einwilligung der betheiligten Kreisſynoden oder in dem Fall des Widerſpruches 
unter Zuſtimmung der Bezirksſynode von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten verfügt werden. 

f $. 57. 

Die Kreisfynode befteht: 


1) aus ſämmtlichen ein Pfarramt innerhalb des Kreisſynodalverbandes 
definitiv oder vikariſch verwaltenden Geiftlichen; 


2) aus der doppelten Anzahl weltlicher Mitglieder. 


Von letzteren wird die eine Hälfte aus den 70 und früheren Kirchen⸗ 
vorſtehern und Gemeindevertretern dergeſtalt gewählt, daß jede Gemeinde ſoviel 
Mitglieder entſendet, als fie ſtimmberechtigte Geiſtliche in der Synode hat. Die 
andere Hälfte wird von den an Seelenzahl ſtärkeren Gemeinden aus den an⸗ 
geſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten Männern des Kreisſynodalverbandes 
gewählt. Diejenigen Gemeinden, welche hiernach noch ein oder mehrere Mit 
lieder zu wählen haben, ſowie die Zahl dieſer Mitglieder werden unter Berück- 
ſcht. ung der Seelenzahl, ſowie der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe der Ge⸗ 
meinden und des Kreiſes durch Beſchluß der Kreisſynode, welcher der Geneh- 
migung des Konſiſtoriums bedarf, beſtimmt. Die Wahlen erfolgen auf drei 
Jahre und werden von den vereinigten Gemeindeorganen jeder Gemeinde, bei 
verbundenen Gemeinden der Geſammtparochie vollzogen. 

Dekane ohne Pfarramt, Militärgeiſtliche, Anſtaltsgeiſtliche und Hülfs⸗ 

eiftliche innerhalb des Kreisſynodalverbandes können der Synode mit berathender 
Stimme beiwohnen. 

Der Generalſuperintendent, ſowie ein vom Konſiſtorium etwa abgeordnetes 
Mitglied deſſelben, desgleichen die Mitglieder des Vorſtandes der Bezirksſynode 
haben das Recht, jederzeit den Verhandlungen der Kreisſynode beizuwohnen, 
dabei das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. 


$. 58. 


Den Vorſitz in der Kreisſynode führt der Dekan, ſofern er ein Pfarramt 
verwaltet. Beſteht ein Synodalkreis aus mehreren Dekanaten, ſo iſt unter 
gleicher Vorausſetzung der dem Lebensalter nach älteſte Dekan Vorſitzender, der 
andere Dekan ſein Stellvertreter. Iſt kein Dekan mit voller Stimmberechtigung 
Mitglied der Kreisſynode (F. 57.), fo wird der Vorſitzende von ihr aus der Zahl 
der ſtimmberechtigten Pfarrer gewählt. 


$. 59. 


Die Berufung der Kreisſynode erfolgt durch den Vorſitzenden unter An⸗ 
gabe der ee Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Verſamm⸗ 
lungen und ſorgt für die vorbereitenden Arbeiten. Er leitet die Verhandlungen, 
beſtimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenſtände und iſt für Aufrecht⸗ 
haltung der Ordnung verantwortlich. 8. 60 
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$. 60. 


Die ordentliche Verſammlung der Kreisſynode findet jährlich ein Mal an 
dem von ihr beſtimmten Orte ſtatt. Außerordentliche Verſammlungen werden 
im Falle des Bedürfniſſes vom Konſiſtorium oder vom Kreisſynodalvorſtande 
mit Genehmigung des Konſiſtoriums angeordnet. Die Dauer der Verſammlung 
iſt der Regel nach auf einen Tag beſchränkt. Die Verhandlungen ſind öffentlich, 
ſofern nicht Ausſchluß der Oeffentlichkeit von der Kreisſynode beſchloſſen wird. 
Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 


$. 61. 


N Zur Beſchlußfaſſung der Synode iſt die Anweſenheit von zwei Drittheilen 
ihrer Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheit ſich herausſtellt, 
durch engere Wahlen bis zur Erreichung abſoluter Mehrheit fortzuſetzen. Ergiebt 
ſich bei Wahlen Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Loos. 


§. 62. 
Der Wirkungskreis der Kreisſynode umfaßt nachſtehende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 

1) die 1 hi eines Berichts über die kirchlichen und ſittlichen 
Zuſtände der Gemeinden, welche der Vorſitzende oder ein von ihm 
ernannter Berichterſtatter vorzutragen bat; 

2) die Erledigung der an die Kreisſynode gelangenden Vorlagen des 
Konſiſtoriums oder der Bezirksſynode, 

3) die Berathung von Anträgen an das Konſiſtorium und die Bezirks⸗ 
ſynode, welche von Mitgliedern der Synoden, den Kirchenvorſtänden 
oder auch einzelnen Mitgliedern des Synodalkreiſes über kirchliche 
Gegenſtände an die Kreisſynode gelangen; 

4) die Uebung der Kirchendisziplin in zweiter Inſtanz, wo in erſter 
Inſtanz der Kirchenvorſtand disziplinariſche Entſcheidung getroffen hat;; 

5) die Mitaufſicht über die in den Kirchengemeinden beſtehenden Ein⸗ 
richtungen für chriſtliche Liebesthätigkeit, ſowie die Verwaltung und 
Leitung der den Kirchengemeinden des Synodalkreiſes gemeinſamen der⸗ 
artigen Inſtitute, jedoch unbeſchadet abweichender ſtatutariſcher Ordnung; 

6) die Mitaufſicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens 
der Gemeinden nach näherer Beſtimmung der zu erlaſſenden Verwal— 
tungsordnung; 

7) die Beſtimmung der Zahl der Kirchenvorſteher und deren etwaige Ver— 
theilung auf die einzelnen Theile der Gemeinde; 

8) die Verwaltung der Kreisſynodalkaſſe, die Beſtellung eines Synodal⸗ 
rechners, die Feſtſetzung des Etats der Kaſſe vorbehaltlich der Geneh— 
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migung des Konſiſtoriums, ſowie die Vertheilung der zur Kreis- 


1 


ſynodalkaſſe erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und emeinden ; 


9) die Prüfung ſtatutariſcher Ordnungen der Gemeinden, ſowie die Er⸗ 
richtung ſolcher Ordnungen in dem den Kreisſynoden angewieſenen 
Geſchäftsgebicte unter Vorbehalt der Prüfung der Bezirksſynode und 
der ſchließlichen Beſtätigung des Konſiſtoriums, 

10) die Mitwirkung bei Abänderung von Kirchenkreiſen; 

11) die Prüfung der Legitimation ihrer Mitglieder; 

12) die Wahl der Beiſitzer des Kreisſynodalvorſtandes und der Abgeord⸗ 
neten zur Bezirksſynode. 


§. 63. 


Jeder Kreisſynode iſt ein Kreisſynodalvorſtand vorgeſetzt. Derſelbe beſteht 
aus dem Vorſitzenden der Kreisſynode, welcher auch im Vorſtande den Vorſitz 
führt, und aus vier von der Kreisſynode aus ihrer Mitte auf drei Jahre 
gewählten Beiſitzern, von denen mindeſtens Einer ein Geiſtlicher ſein muß. 


Der Synodalvorſtand hat: 

1) den Vorſitzenden in feiner Geſchäftsführung zu unterſtützen ; 

2) für die Aufnahme und Beglaubigung der Protokolle, nöthigenfalls 
unter Zuziehung anderer Synodalmitglieder, zu forgen; 

3) die Synodalbeſchlüſſe an die Bezirksſynode oder das Konſiſtorium zu 
befördern und die beſtätigten Beſchlüſſe, ſoweit ihm die Ausführung 
übertragen wird, in Vollzug zu ſetzen 

4) zur Verſammlung der Kreisſynode die erforderlichen Einleitungen zu 
treffen, insbeſondere die Vorlage für dieſelbe vorzubereiten; 

5) dem Konſiſtorium auf Erfordern Gutachten abzuſtatten; 

6) die etwaige Vertheilung der Gemeindevertreter auf die einzelnen Ab- 
theilungen der Gemeinde zu genehmigen (F. 39.); 

7) in eiligen Fällen der nach $. 62. Nr. 4. und 6. der Synode über⸗ 
tragenen Mitaufſicht vorläufige Entſcheidung zu treffen; 

8) Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und ihren Geiſtlichen und Kirchen⸗ 

ienern zu vermitteln; 

Mauf Berufung über die formelle Gültigkeit der Kirchenvorſteher -und 
Gemeindevertreter-Wahlen, ſowie über Einſprüche gegen die verſagte 
Aufnahme in die Wählerliſte, gegen die Wahl von Kirchenvorſtehern 
und Gemeindevertretern und auch über die Zuläſſigkeit einer Amts⸗ 
ablehnung oder Niederlegung von Kirchenvorſtehern und Gemeinde⸗ 
vertretern ($. 41.) zu entſcheiden, 

10) bei zweimal vergeblich abgehaltener Wahl die Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes auf die anſtehende Wahlperiode zu ernennen; 5 5 
11) dar⸗ 


ER 


Ze? Ze 1 rs , “7 1 7 N nne e. 
F EEE 2 we ea Fe, A a * F zuaragPn len = ER 8 5 
) N 5 5 


eg 


11) darüber zu befinden, ob ein im Amte befindlicher Kirchenvorſteher oder 
Gemeindevertreter die geſetzlichen Eigenſchaften zur Amtsführung ver- 


loren hat, ſowie 


12) die Mitaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und alle die in kirch⸗ 
lichen Berufsämtern ſtehenden Perſonen mit dem Rechte, zu ermahnen 
und zu warnen, wenn dieſes aber fruchtlos bleibt, die Sache der zu⸗ 
ſtändigen Disziplinarbehörde vorzulegen; 

13) die Disziplinargewalt über die Kirchenvorſteher und die Gemeinde— 
vertreter auszuüben mit dem Rechte, Ermahnung, Verweis und wegen 
grober Pflichtwidrigkeit Entlaſſung aus dem Amte zu verfügen. 


In den Nr. 9— 13. bezeichneten Fällen müſſen wenigſtens vier Mit⸗ 
glieder des Synodalvorſtandes an den Beſchlüſſen deſſelben theilnehmen. Für 
die übrigen ihm übertragenen Geſchäfte reicht die Mitwirkung von 3 Mitgliedern 
aus. In den Fällen 11. und 13. erfolgt die Entſcheidung nach Unterſuchung 
der Sache und nach Vernehmung des Betheiligten. Derſelbe iſt zu den Ver⸗ 
handlungen zu laden und mit ſeiner Vertheidigung, ſei es in Perſon oder durch 
einen beſtellten Vertheidiger, zuzulaſſen. Die Entſcheidung iſt ſchriftlich abzufaſſen 
und mit Gründen zu verſehen. Dem Betheiligten ſteht Berufung an das Kon⸗ 
ſiſtorium binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen zu. Lautet die angefochtene 
Entſcheidung auf Verluſt des Wahlrechts oder Entlaſſung aus dem Amte, ſo 
enlſch 1 6 Konſiſtorium nur unter Zuziehung des Ausſchuſſes der Bezirksſynode 
entſcheiden. 


Dritter Abſchnitt. 
Bezirksſynode. 
65. 
Die Bezirksſynode beſteht: 
1) aus dem Generalſuperintendenten des Bezirks; 
2) aus den von den Kreisſynoden zu wählenden geiſtlichen und weltlichen 
Abgeordneten; 
3) aus vier von dem Landesherrn zu berufenden Mitgliedern. 


Sämmtliche Mitglieder, mit Ausnahme des Generalſuperintendenten, ſind 
nur für die jedesmalige Synodalperiode beſtellt, doch iſt ihre Wiederwahl oder 
Wiederberufung ſtatthaft. Die Synodalperiode dauert drei Jahre. 


$. 66. 


Die Mitglieder des von der vorangegangenen ordentlichen Bezirksſynode 
gewählten Synodalausſchuſſes und des Konſiſtoriums ſind berechtigt, mit be— 
rathender Stimme an den Verhandlungen der Synode Theil zu nehmen. Außer⸗ 
dem wohnt ein Königlicher Kommiſſarius den Verhandlungen bei, welcher jeder— 
zeit das Wort en und Anträge ſtellen kann. 

(Nr, 8513.) 32* $. 67. 
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Die Wahl der Abgeordneten zur Bezirksſynode erfolgt durch die Kreis⸗ 
ſynode dergeſtalt, daß für Kreisſynodalbezirke mit weniger als 20,000 Evangeliſchen 
zwei Abgeordnete, für Kreisſynodalbezirke mit 20,000 bis 30,000 Evangeliſchen 
drei Abgeordnete, für Kreisſynodalbezirke mit 30,000 Evangeliſchen und darüber 
vier Abgeordnete gewählt werden. Unter den von jeder Kreisſynode zu wählen⸗ 
den Abgeordneten muß ſtets ein Geiſtlicher und ein Weltlicher ſich befinden. In 
Betreff der übrigen Abgeordneten ſteht den Wählern die freie Wahl zwiſchen 
Geiſtlichen und Weltlichen zu. Bei Berufung der Verſammlung, in welcher 
die Wahl ſtattfindet, muß den Synodalmitgliedern hiervon ausdrücklich Kenntniß 
gegeben werden. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Für jeden Abgeordneten 
iſt ein Erſatzmann zu wählen. 

$. 68. 

Wählbar iſt als geiftliches Mitglied der Synode jeder an einer evangeliſchen 
Gemeinde des Konſiſtorialbezirks ein Pfarramt bekleidende Geiſtliche, der min- 
deſtens 30 Jahre alt iſt, als weltliches Mitglied jedes zum Kirchenvorſteheramte 
wählbare Gemeindeglied, welches einer Gemeinde des Konſiſtorialbezirks angehört. 


$. 69. 


Die Bezirksſynode verſammelt ſich alle drei Jahre auf Berufung des 
Konſiſtoriums. Außerordentliche Verſammlungen werden mit Zuſtimmung des 
Synodalvorſtandes von dem Konſiſtorium unter Genehmigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten berufen. 

$. 70. 

Nach Eröffnung der Synode werden die Mitglieder derſelben von dem 
Vorſitzenden mittels feierlichen Gelübdes auf getreue Erfüllung ihrer Obliegen— 
heiten verpflichtet. 

Hierauf folgt die Berichterſtattung des Synodalausſchuſſes über die inneren 
und äußeren Zuſtände der evangeliſchen Kirche des Bezirks und ſodann die Neu- 
wahl des Vorſtandes. 

Jede Sitzung wird mit Gebet eröffnet, die Synode auch mit Gebet ge 
ſchloſſen. Die Verhandlungen ſind öffentlich; es kann die Oeffentlichkeit jedoch 
— Mehrheitsbeſchluß der Synode für einzelne Verhandlungen ausgeſchloſſen 
werden. N 

N 


Ueber Beſchlußfähigkeit und Beſchlußnahme gelten die Beſtimmungen des 
$. 61., jedoch mit der Maßgabe, daß bei Stimmengleichheit ein Antrag als ab⸗ 
gelehnt gilt. Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt relative Mehrheit. Für 
die Beſchlußfaſſung über Liturgie, Katechismen, Geſangbücher und Agenden 
bilden die Vertreter der unirten Gemeinden einerſeits, ſowie die Vertreter der 
in $. 1. bezeichneten Gemeinden der Dekanate Biedenkopf, Gladenbach und Hom— 
burg anderſeits, je beſondere Abtheilungen, von welchen jede nur für die Ge 
meinden dieſer Abtheilungen beſchließt. Für die im Bezirke noch vorhandenen 
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reformirten Gemeinden ift die konfeſſionelle Vorfrage in Angelegenheiten der 
vorſtehenden Art durch den Beſchluß der Gemeindevertretung zu entſcheiden. In 
Sachen des Naſſauiſchen Centralkirchenfonds und der Naſſauiſchen Geiftlichen- 
Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe beſchließt, ſo lange den Gemeinden der Dekanate 
Biedenkopf, Gladenbach und e die Theilnahme an jenen Fonds nicht 
erwirkt iſt, die erſtbezeichnete Abtheilung allein. 


$. 72. 


Der Wirkungskreis der Bezirksſynode umfaßt nachfolgende Befugniſſe und 
Obliegenheiten: 

1) die Sorge für Erhaltung der kirchlichen Ordnung in Lehre, Kultus 
und Verfaſſung, für Förderung der chriſtlichen Liebesthätigkeit und 
für Abſtellung wahrgenommener Mißſtände durch Anträge oder Be— 
ſchwerden 5 

2) die Mitwirkung bei den durch das Konſiſtorium zu veranſtaltenden 
Amtsprüfungen der Geistlichen durch Entſendung von drei Abgeordneten 
aus den geiſtlichen Mitgliedern der Synode als Mitglieder der Prüfungs⸗ 
kommiſſion mit vollem Stimmrechte; 

3) die Berathung der geſtellten Anträge und eingegangenen Petitionen; 

4) die Erledigung der Vorlagen des Konfiftoriums; 

5) die Mitaufſicht über die Verwaltung der Kreisſynodalkaſſen; 

6) die Feſtſetzung der Voranſchläge und Rechnungen der Centralkirchen⸗ 
fonds, der Geiftlichen-Wittwen- und Waiſen aſſe und der Bezirks⸗ 
ſynodalkaſſe nach Maßgabe der im Einverſtändniß mit der Bezirks⸗ 
ſynode feſtzuſtellenden Verwaltungsordnungen; 

7) die Mitwirkung bei Feſtſtellung beſonderer ſtatutariſcher Ordnungen 
für einzelne Kirchengemeinden und Synodalkreiſe; 

8) die Prüfung der Legitimationen der Mitglieder; 

9) die 3 bei Feſtſtellung oder Abänderung von Synodalkreiſen 
in Gemäßheit des $. 54., 

10) die Zuſtimmung zur Einführung neuer regelmäßig wiederkehrender 
Kollekten, die Verwendung des Extrags einer vor ihrem jedesmaligen 
regelmäßigen Zuſammentritt in dem Konſiſtorialbezirke einzuſammelnden 
Kirchen- und Hauskollekte zum Beten der bedürftigen Gemeinden des 
Bezirks. Sie iſt befugt, eine jährliche Einſammlung dieſer Kirchen⸗ 
und Hauskollekte anzuordnen. Ueber die Verwendung der Kollekte 
kann das Konſiſtorium Vorſchläge an die Synode richten. 

11) die Bewilligung von Beiträgen, welche durch Leiſtung der Kirchen— 
kaſſen oder Kirchengemeinden gedeckt werden ſollen, für allgemeine 
kirchliche Bedürfniſſe des Bezirks, vorbehaltlich der Zuſtimmung des 
Konſiſtoriums, 

12) die Wahl des Synodalvorſtandes und eines Synodalausſchuſſes; 

(Nr. 8513.) 13) die 
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13) die Mitwirkung bei der kirchlichen Geſetzgebung dergeſtalt, daß kirch⸗ 
liche Geſetze für den Bezirk ohne Zuſtimmung der Bezirksſynode nicht 
erlaſſen, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch interpretirt, neue 
Religionslehrbücher, Geſangbücher oder Agenden ohne die Zuſtimmung 
der in §. 71. genannten betreffenden Abtheilungen nicht eingeführt 
werden können. 


Soll H. 1. Abſatz 1. des Naſſauiſchen Edikts vom 11. Auguſt 1817., welcher 
die Vereinigung der beiden proteſtantiſchen Landeskirchen zu einer einzigen aus⸗ 
ſpricht, oder die Beſtimmung des H. 12. Abſatz 1. des Naſſauiſchen Edikts vom 
8. April 1818., daß den Geiſtlichen die freie Befugniß gewährt iſt, nach dem 
Evangelium zu lehren, kirchengeſetzlich aufgehoben, abgeändert oder authentiſch 
interpretirt werden, fo nehmen an der Abſtimmung nur die von den Kreis— 
ſynoden in dem ehemaligen Herzogthum Naſſau gewählten und die in $. 65. 


Nr. 1. und 3. genannten Mitglieder der Bezirksſynode Theil; Anträge, welche 


nicht eine Mehrheit von 3 der ſämmtlichen Stimmen erhalten, gelten als ab— 


Gegen die obligatoriſche Einführung der oben genannten kirchlichen Bücher 
ſteht jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. 


$. 73. 


Die Synode wählt einen Vorſtand, welcher aus einem Vorſitzenden, einem 
geiſtlichen und einem weltlichen Beiſitzer beſteht. Für die beiden letzteren werden 
Stellvertreter gewählt. Die Thätigkeit des jeweiligen Vorſtandes endigt mit 
der erledigten Vorſtandswahl der nächſten ordentlichen Synode. 

Die Wahl des Vorſitzenden unterliegt der Beſtätigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten. 

Der Vorſitzende eröffnet die Synode, leitet die Verhandlungen und hand— 
habt die äußere Ordnung. Bei vorübergehender Behinderung kann er ſich durch 
einen Beiſitzer vertreten laſſen. Im Falle ſeiner bleibenden Verhinderung oder 
ſeines definitiven Ausſcheidens wählen bei nicht verſammelter Synode die Bei— 
ſitzer mit den beiden Ausſchußmitgliedern des Bezirks-Synodalvorſtandes unter 
ſich einen ſtellvertretenden Vorſitzenden. Er iſt zugleich Vorſitzender des Synodal⸗ 
ausſchuſſes. Die Beiſitzer haben den Vorſitzenden in ſeinen Geſchäften zu un⸗ 


N 


terſtützen. 
$. 74. 

Dem Vorſtande liegt ob: 

1) die Abfaſſung und Beglaubigung der Synodalprotokolle, ſowie deren 
Einreichung an das Konfiftorium; 

2) die Ausführung der Synodalbeſchlüſſe; 

3) die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synodalverſammlung, 
insbeſondere die Vorprüfung der Legitimationen. 


Der Vorſtand hat das Recht, jederzeit von den Einrichtungen und dem 
Zuſtande des theologiſchen Seminars in Herborn Einſicht zu nehmen. 5 
$. 75. 
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$. 75. 


Der Synodalvorſtand bildet in Gemeinſchaft mit zwei von der Synode 
am Schluß ihrer Verſammlungen zu wählenden Synodalmitgliedern den Synodal⸗ 
ausſchuß. Auch für jedes dieſer beiden Ausſchußmitglieder iſt ein Stellvertreter 
zu wählen. Wird die Verſammlung geſchloſſen, bevor dieſe Wahl ſtattgefunden 
hat, ſo treten die für die frühere Synodalperiode Gewählten wieder in Funktion. 

Dem Synodalausſchuß liegt ob: 

1) die vorläufige Entſcheidung in ſolchen zu dem Geſchäftskreiſe der 
Synode gehörigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, daß die 
Synode nicht verfammelt iſt, der ſofortigen Entſcheidung bedürfen. 
Solche vorläufige Entſcheidungen ſind der nächſten Bezirksſynode zur 
definitiven Beſchlußfaſſung vorzulegen; 

2) die Abſtattung von Gutachten über Vorlagen des Konſiſtoriums; 

3) die Berichterſtattung an die Synode über die inneren und äußeren 
kirchlichen Zuſtände 

4) die Mitwirkung bei wichtigen Geſchäften und Entſcheidungen des Kon- 
ſiſtoriums dergeſtalt, daß die Mitglieder des Ausſchuſſes an den be⸗ 
treffenden Berathungen und Beſchlüſſen als außerordentliche Mitglieder 
des Konſiſtoriums mit vollem Stimmrecht Theil nehmen. 

Zu dieſer Mitwirkung muß der Ausſchuß geladen werden, wenn es ſich 

handelt: n 

a) um Vorſchläge über die Beſetzung der Generalſuperintendentur, der 
Dekanate und der Lehrerſtellen am Seminar zu Herborn; 

b) um Beſetzung von Pfarreien, deren Einkommen 2400 Mark überſteigt, 
oder um Verſagung der Beſtätigung eines gewählten Geiſtlichen 
($$. 52. 53.); 

e) um Ertheilung von Zulagen an Geiſtliche oder Kirchenbeamte aus dem 
Eentralkirchenfonds und anderen geeigneten Fonds „oder um Dotations⸗ 
erhöhungen der Pfarreien; 

d) um Disziplinarentſcheidungen gegen Geiſtliche und andere Kirchen⸗ 
beamte oder um Streichung aus der Liſte der Kandidaten; 

e) um Entſcheidungen, durch welche über den Verluſt des Wahlrechts, 
Entlaſſung vom Amte eines Kirchenvorſtehers oder Gemeindevertreters 
zu befinden ift; a 

f) um Erlaß der zur Ausführung kirchlicher Geſetze erforderlichen In⸗ 
ſtruktionen 

g) um Abänderung der Grenzen der Kirchſpiele. 

In den Fällen d. und e. iſt der Betheiligte zu vernehmen und zu den 
Verhandlungen mit ſeiner Vertheidigung, ſei es in Perſon oder durch einen be 
ſtellten Vertheidiger, zuzulaſſen. Auch in anderen wichtigen Fällen kann das 
Konſiſtorium den Syno alausſchuß zuziehen, ebenſo kann Letzterer in ſolchen 
Fällen ſeine Zuziehung durch das Ronfflorhum beantragen. 

(Nr. 8513.) Vier⸗ 
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Vierter Abſchnitt. 
Koſten. 


$. 76. 


Die Koften der Synoden werden aus den Bezirks- und Kreisſynodal⸗ 
kaſſen beſtritten. Dieſe erhalten ihren Bedarf, ſoweit nicht andere Mittel für 
jenen Zweck verfügbar ſind, theils durch die Einkünfte ihres eigenen Vermögens, 
theils durch die Beiträge der Synodalkreiſe und Gemeinden. 


$. 77. 


Die Beiträge der Kreisſynodalkaſſen zur Bezirksſynodalkaſſe werden nach 
Maßgabe einer Matrikel aufgebracht, welche vorläufig vom Konſiſtorium, definitiv 
von der Bezirksſynode unter Zuſtimmung des Konſiſtoriums aufzuſtellen iſt. Die 
Verwaltung der Bezirksſynodalkaſſe wird unter Aufſicht der Synode durch einen 
von ihr zu beſtellenden Synodalrechner geführt. 

Die Koſten der Kreisſynoden werden von den Kreisſynoden auf die Kirchen⸗ 
gemeinden des Synodalkreiſes nach der Staatsſteuerheberolle vertheilt. 


§. 78. 


In den Gemeinden werden ſowohl die Synodalkoſtenbeiträge, als auch die 
aus der Bildung und Wirkſamkeit der Kirchenvorſtände und Gemeindevertretungen 
entſtehenden Koſten aus den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe dazu bei Berückſichtigung 
ihrer übrigen Verpflichtungen im Stande ſind, ſonſt durch Gemeindeumlagen 
beſtritten. Beide Arten von Koſten haben die Natur von nothwendigen kirch⸗ 
lichen Aufwendungen. 


$. 79. 


Die Mitglieder der Synoden und Synodalvorſtände, ſowie des Synodal- 
ausſchuſſes erhalten während der Theilnahme an der Synode, an den Sitzungen 
der Vorſtände und Ausſchüſſe und bei Ausübung dienſtlicher Geſchäfte Tage 
gelder, und zwar: a 

a) der Kreisſynode im Betrage von 5 Mark täglich, 
b) der Bezirksſynode im Betrage von 10 Mark täglich. 

An Reiſekoſten erhalten die Synodalen 10 Pfennige für jeden Kilometer 
Eiſenbahn oder Dampfſchiff, zwei Mark für jede 7,5 Kilometer, welche nicht auf 
dieſe Weiſe zurückzulegen ſind. 

ie nach F. 72. Nr. 2. von der Synode zur Theilnahme an den Amts⸗ 
prüfungen der Geiſtlichen abzuſendenden drei Mitglieder der Synode erhalten 
dieſelben Tagegelder und Reiſekoſten, wie die Mitglieder der Wezirköſpnodee ö 
ünf⸗ 
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Fünfter Abſchnitt. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 80. 


Die in Gemäßheit der kirchlichen Gemeindeordnung vom 27. Auguſt 1869. 
ebildeten Kirchen vorſtände und Gemeindevertretungen bleiben unächſt in Wirk⸗ 
amel und gelangen die in Beziehung auf die Bildung der Gemeindeorgane in 
den $$. 2 getroffenen Beſtimmungen erſt bei den nächſten Ergänzungs⸗ 
wahlen in Anwendung, welche gleichzeitig für Gemeindevertretung und Kirchen⸗ 
vorſtand Ende des Jahres 1877. vorzunehmen ſind. Im Uebrigen treten auch 
die Beſtimmungen jener Paragraphen ſofort in Kraft. 


$. 81. 
Mit der Bildung der neuen Kreisſynoden iſt ungeſäumt zu verfahren. 


Dabei üben die Vorſtände der bisherigen Kreisſynoden diejenigen Befugniſſe, zu 
welchen die neue Ordnung die Kreisſynodalvorſtände beruft. Diejenigen Ge⸗ 
meinden, welche nach $. 57. einen oder mehrere Abgeordnete zur Kreisſynode zu 
wählen haben, ſowie die Zahl dieſer Mitglieder werden das erſte Mal nach An⸗ 


hörung der bisherigen Kreisſynodalvorſtände durch das Konſiſtorium beſtimmt. 


$. 82. 

Bis zu dem Zuſammentritt der erſten Bezirksſynode werden die auf ihre 
Vorbereitung und Eröffnung bezüglichen Befugniffe, ſoweit ſie der Beſtsſhnehe 
ihrem Vorſtande oder Vorſtzenden obliegen, von dem Konſiſtorium oder deſſen 
Vorſitzenden geübt. 

$. 83. 

Die Amtsthätigkeit der nach der Kreisſynodalordnung vom 9. Auguſt 1871. 
gebildeten Kreisſynoden und Kreisſynodalvorſtände erliſcht mit dem Tage, an 
welchem die nach der gegenwärtigen Ordnung zu bildenden Kreisſynoden in 
Wirkſamkeit treten. 


$. 84. 
Die erſte ordentliche Bezirksſynode wird durch den Königlichen Kommiſſarius 
eröffnet. 8 85 


Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderlichen Anordnungen werden 
von dem Konſiſtorium zu Wiesbaden unter Genehmigung des Miniſters der 
geiſtlichen Angelegenheiten erlaſſen. 


Jahrgang 1877. (Nr. 8513.) EN Ver⸗ 


Verzeichniß SR 


der 
im Konſiſtorialbezirk Wiesbaden beſtehenden Synodalkreiſe. 
($. 56. der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung.) 


1) Cronberg⸗Wallau, 

2) Diez⸗Runkel, 

3) Herborn⸗Dillenburg, 

4) Idſtein⸗Kirberg, 

5) Naſſau⸗Langenſchwalbach, 
6) Naſtätten⸗St. Goarshauſen, 
7) Marienberg ⸗Selters, 

8) Weilburg, 

9) Wiesbaden, 

11) Biedenkopf, 
12) Gladenbach, 
13) Homburg. 


f 


f Medigirt im Bureau des Staats. Minifteriume. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei (unter Reichs verwaltung). 


